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IV. 


Die proviſoriſche Disciplinarorduung für Univerſitäten vom 
13. October 1849 enthält auch mehrere Beſtimmungen über das 
Vereins⸗ und Verſammlungsrecht der Studirenden. Seit der Wirk⸗ 
ſamkeit der Geſetze vom 15. November 1867 iſt die Frage vielfach 
aufgeworfen worden, ob die bezüglichen Vorſchriften durch die neuen 
geſetzlichen Normen für dieſes Gebiet des öffentlichen Rechts beſchränkt 
oder aufgehoben ſeien, und mehrere Miniſterialerläſſe haben ſich mit 
derſelben beſchäftigt, fie theils bejahend, theils verneinend. Bevor wir 
uns der Unterſuchung hierüber zuwenden, wollen wir zunächſt den 
Inhalt der betreffenden Punkte der Disciplinarordnung und der mini⸗ 
ſteriellen Entſcheidungen klarzuſtellen verſuchen. 

Die eingehendere Regelung erfährt in der erſteren das Ver⸗ 
ſammlungsrecht der Studirenden; während von demſelben vier Para⸗ 
graphe (7, 8, 9, 10) ausführlich handeln, ſind über das Vereinsrecht 
nur in den Paragraphen 11 und 12 zwei Einzelbeſtimmungen 
enthalten. | 

Die Verordnung unterſcheidet zunächſt ganz richtig zwiſchen 
Studentenverſammlungen und der Bethetligung von Studenten an 
Verſammlungen Nichtſtudirender, die Theilnahme an beſtimmten Ver⸗ 
ſammlungen der letzteren Art kann von dem akademiſchen Senate 
unterſagt werden, wenn die Zwecke der Univerfität es erheiſchen (§ 12), 
die erſteren hingegen bilden von vorneherein das Object der akademiſchen 
Disciplinargewalt. Um dies möglich zu machen, ſind Verſammlungen 
der Studirenden zu anderen als geſelligen Zwecken nur innerhalb des 
Univerſitätsgebäudes geſtattet (§ 7) und von der Bewilligung ſowie 
von der Aufſicht der akademiſchen Behörden abhängig (§§ 8 und 9). 
Aber auch abgeſehen hievon unterliegen ſie einer doppelten Beſchrän⸗ 
kung. Ein regelmäßiges Wiederkehren iſt ausgeſchloſſen, dem § 6 ent⸗ 


ſprechend, welcher den Studirenden der Univerſität ſowohl als der 
Facultät in ihrer Geſammtheit Corporationsrechte abſpricht, die Ge⸗ 
genſtände der Verhandlungen müſſen akademiſche und zwar die Stu⸗ 
denten betreffende, alſo wohl fie ausſchließlich berührende Augelegen⸗ 
heiten ſein (§ 7). Nur gegen beſtimmte Angabe des Berathungs⸗ 
gegenſtandes kann der Rector die Zuſtimmung zur Einberufung geben 
und ein Verſammlungslocale anweiſen, er kann fie verweigern, wenn 
die Tagesordnung den erwähnten akademiſchen Charakter nicht beſitzt 
oder durch die Verſammlung die akademiſche Ordnung gefährdet 
erſcheint (§ 8). Es ergibt ſich hieraus ein Zweifaches. . 
Indem die Studentenverſammlungen außerhalb des Univer⸗ 
ſitätsgebäudes unbedingt unterſagt und innerhalb desſelben ausnahms⸗ 
los an die Bewilligung des Rectors gebunden werden, ſind ſie zum 
Object der akademiſchen Disciplin einzig und allein gemacht, das 
Recht des Rectors iſt nicht nur das Verfügungsrecht über das Locale, 


ſondern das ſtaatliche Aufſichtsrecht über die Verſammlung ſelbſt, dem 
durch Verzicht auf das Locale nicht ausgewichen werden kann. Es 


wird dies durch den § 9 beſtätigt, welcher dem Rector, Prorector 
und den Decanen der Profeſſorencollegien das Recht einräumt, den 
Verſammlungen der Studirenden beizuwohnen, Erinnerungen zu 
machen und die Auflöſung zu verfügen. Indem endlich mit einziger 
Ausnahme der akademiſchen Lehrer allen nicht immatriculirten Indi⸗ 
viduen jede Betheiligung, daher auch die Gegenwart verwehrt iſt 
($ 10), iſt den polizeilichen Organen jedes Eingreifen von vorneherein 
unmöglich gemacht. Dieſe Auffaſſung wird durch den Miniſterialerlaß 
vom 10. September 1854 unterſtützt, welcher lediglich die Verſtän⸗ 
digung der k. k. Polizeibehörde von dem Stattfinden der bewilligten 
Verſammlung unter Angabe des Berathungsgegenſtandes verlangt, 
und auch dies nur in kurzem Wege, alſo wohl durch den Rector und 
mit Ausſchluß jeden unmittelbaren Einwirkens auf die Veranſtalter 
der Verſammlung ſelbſt. Das rein akademiſche Forum in dieſer Frage 
kann ſomit nicht bezweifelt werden, fraglich wäre nur, welchem Gliede 
der akademiſchen Behörden der Vorrang im Auflöſungsrechte einer 
einberufenen Verſammlung gegenüberſtehe, da das Geſetz dies Recht 
dem Rector, Prorector und den Profeſſorendecanen nebeneinander zu⸗ 
erkennt. Beſtimmungen eigenthümlicher Art gibt es außerdem nicht 
viele, nur zwei Beſchränkungen der vollen Verſammlungsfreiheit ſind 
noch vorhanden. Die Bürgſchaft für die genaue Befolgung der aka⸗ 
demiſchen Geſetze und für die Aufrechthaltung der Ordnung in der 
Verſammlung übernehmen diejenigen, welche um die Bewilligung des 
Rectors anſuchen (§ 8), es muß daher offenbar das Präſidium der 
Verſammlung aus ihnen entnommen oder ihnen eine die Macht des 
gewählten Vorſitzenden einſchränkende Gewalt eingeräumt werden. 
Ferners müſſen die Verſammlungen den ſtudentiſchen Charakter ſtreng 
einhalten, es iſt dadurch, daß mit Ausnahme der akademiſchen Lehrer 
Jedermann die Gegenwart bei den Verſammlungen unterſagt iſt, auch 
die Oeffentlichkeit derſelben von vorneherein beſeitigt. Wie weit die 
Bethelligung der akademiſchen Lehrer reichen könne, iſt nicht aus⸗ 
drücklich entſchieden; das Aufſichtsrecht haben nur der Rector, Pro⸗ 
rector und die Decane, Träger der Studentenverſammlung find offen⸗ 
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bar nur die Studirenden, es läßt ſich daher höchſtens indirect die 
Grenze dahin feſtſtellen, daß allen übrigen akademiſchen Lehrern das 
Recht der Gegenwart und der Abgabe einer berathenden Stimme 
uſteht. 

er 9 kürzer läßt ſich die Regelung des ſtudentiſchen Vereius⸗ 
rechtes darſtellen. Das Geſetz iſt in dieſer Beziehung rein negativ, es 
ſpricht den Studirenden einer Univerſität oder Facultät die Eigen⸗ 
{haft einer Corporation ab und hindert die Schaffung von bahin- 
zielenden ſtudentiſchen Geſammtverbänden ($ 6), erklärt im § 11 die 
Bildung von Studentenverbindungen für unſtatthaft, indem es die 
Execution dieſes Verbotes gleichzeitig den allgemeinen bürgerlichen 
Behörden überträgt, und räumt endlich im § 12 dem akademiſchen 
Senate das Recht ein, den Studirenden die Theilnahme an beſtimm⸗ 
ten Vereinen Nichtſtudirender zu unterſagen. Die erſte und dritte Be⸗ 
ſtimmung entſprechen vollſtändig den analogen Verfügungen über das 
Verſammlungs recht, nur das Verbot der Studentenverbindungen iſt 
eigenthümlicher Natur; denn während Verſammlungen nur durch den 
nicht akademiſcheu Berathungsgegenſtand unzuläſſig werden, iſt gerade 
die ſpecifiſch ſtudentiſche Form der Vereinsbildung unmöglich gemacht. 
Das ſtudentiſche Vereinsweſen iſt der akademiſchen Dieciplin ganz 
entrückt, während die Studentenverſammlungen ihr allein untergeordnet 
ſind, denn die verbotenen ſtudentiſchen Vereine, die Verbindungen, 
werden von den allgemeinen bürgerlichen Behörden unterdrückt, und 
für alle übrigen gibt es keine beſonderen Disciplinarbeſtimmungen. 

So weit reichen die Vorſchriften der Diseiplinarordnung, ihr 
Verhältniß zu den Geſetzen über das Vereins- und Verſammlungs⸗ 
recht vom 15. November 1867 wird von zwei Minifterialerläffen in 
folgender Weiſe feſtgeſtellt: 

Das Schreiben des Miniſteriums des Innern vom 10. April 
1868 erklart „aus Anlaß eines vorgekommenen Falles, wo eine 
Studentenverbindung förmliche Statuten für einen Geſelligkeitsverein 
der Landesſtelle zur Beſtätigung vorgelegt hatte, daß in jenen Fällen, 
wo es ſich nicht um eine den Behörden nicht zur Kenntniß gebrachte, 
bloß geſellige Verbindung der Studenten handelt, ſondern die Grün⸗ 
dung eines förmlichen Vereines beabſichtigt und die nach § 4 des 
Vereinsgeſetzes vorgeſchriebene Anzeige unter Vorlage der Statuten 
erſtattet wird, ein ſolches Einſchreiten nach Maßgabe des Vereins⸗ 
geſetzes vom 15. November 1867 zu behandeln ſei, durch deſſen § 38 
der Beſtimmung des § 11 der Disciplinarordnung vom 13. October 
1849 in dieſer Beziehung derogirt erſcheine“. Als „Studentenverbin⸗ 
dung“ iſt hiemit ein Studenten⸗Geſelligkeitsverein hingeſtellt und die 
Exiſtenz eines ſolchen im Falle der unter Vorlage der Statuten 
erfolgten Anzeige als möglich erklärt, während der $ 11 der Dis⸗ 
ciplinarordnung aufrecht erhalten bleibt rückſichtlich der der Behörde 
nicht zur Kenntniß gebrachten, bloß geſelligen Verbindungen. Der 
Sinn dieſer behaupteten theilweiſen Derogation und theilweiſen Gel⸗ 
tung des § 11 iſt ſchwer zu ermitteln. 

In dem Miniſterialerlaſſe vom 10. Juli 1868 wird das Ver⸗ 
hältniß der Disciplinarordnung ſowohl zum Vereins- als zum Ver⸗ 
ſammlungsgeſetz erörtert. In erſterer Beziehung ſoll der § 12, inſo⸗ 
weit er ſich auf die Theilnahme von Studirenden der Hochſchulen an 
Vereinen Nichtſtudirender bezieht, nicht als aufgehoben gelten, und was 
die Verſammlungen von Studirenden anbelangt, ſo bleiben, da das 


Geſetz über das Verſammlungsrecht keine dem § 38 des Vereins⸗ 


geſetzes analoge allgemeine derogatoriſche Anordnung enthält, ſämmt⸗ 
liche Beſtimmungen der Disciplinarordnung nach wie vor in Geltung. 
Nach der Entſcheidung des Miniſteriums hat ſomit bloß das Vereins⸗ 
recht der Studirenden eine Aenderung erfahren, und auch hier iſt 
lediglich dem Verbot der Studentenverbindungen theilweiſe derogirt, 
der Einfluß des akademiſchen Senats auf die Betheiligung von Stu⸗ 
denten an Vereinen Nichtſtudirender iſt ausdrücklich aufrecht erhalten, 
die Rechtsbeſtändigkeit des Verbots des § 6, bleibende Repräſentanten 
der Studirenden einer Univerſität oder Facultät zu beſtellen oder 
andere Corporationsrechte durch die Geſammtheit derſelben ausüben 
zu laſſen, nicht angezweifelt. Die Praxis iſt aber viel weiter gegan⸗ 
gen. Es wurde ſowohl der Verſuch gemacht, durch die Schaffung 
permanenter Studentenvertretungen das akademiſche Vereinsrecht aus⸗ 
zudehnen, als die Studentenverfammlungen der akademiſchen Dis⸗ 
eiplinargewalt zu entziehen, indem man ſich einfach auf den Boden 
des allgemeinen Verſammlungsrechtes ſtellte Das Letzte namentlich ift 
zu einer allgemeinen Uebung geworden, im Widerſpruch mit dem 
citirten Miniſterialerlaß haben die Behörden wiederholt die Bewilli⸗ 


gung zu Studeutenverſammlungen ertheilt, welche außerhalb des Uni⸗ 


verſitätsgebäudes und nicht nur über akademiſche Fragen verhandelten, 
ja ſogar dann, wenn zuerſt die Genehmigung des Rectors angeſucht 


und dieſe verweigert worden war. 

Wir wollen nunmehr unſere Anſicht über den Gegenſtaud zu 
entwickeln verſuchen. Die Disciplingrordnung iſt erlaſſen zur Zeit der 
Geltung des Patentes vom 17. März 1849 über das Vereins⸗ und 


Verſammlungsxecht, fie hat Beſchräukungen und Erweiterungen der 
Vereins⸗ und Verſammlungsfreiheit für Studenten eingeführt, welche 
das genannte Patent in keiner Weiſe kannte. Sie hat unverändert 
fortbeſtanden unter der Herrſchaft des Vereinsgeſetzes vom 26. Novem⸗ 
ber 1812 und ſoll dem Grundſatz entgegen: Lex posterior generalis 
non derogat priori speciali gerade nur durch das allgemeine Vereins⸗ 
geſetz von 1867 in ihrer Geltung erſchüttert worden fein. Es ſtützt 
ſich dieſe Auffaſſung auf die allgemeine derogatoriſche Formel im § 38 
des Vereinsgeſetzes, welche nicht nur das Vereinsgeſetz von 1852, 
ſondern auch alle anderen widerſprechenden Geſetze und Verordnungen 
außer Wirkſamkeit ſetzt, bezüglich jener Vereine, auf welche das gegen⸗ 
wärtige Geſetz Anwendung findet. Nicht weil die Exiſtenz eines aka⸗ 
demiſchen Sonderrechtes mit der Geltung eines neuen allgemeinen 
Vereinsgeſetzes unverträglich wäre, ſondern, weil dieſes das ältere 
Specialgeſetz aufheben wollte, deßhalb Toll letzteres beſeitigt ſein. Es 
iſt nun allerdings kein Zweifel, daß eine lex generalis eine lex 
specialis aufheben kann, wenn ſie dies will, es frägt ſich nur, da 
im vorliegenden Falle dieſer derogatoriſche Wille der Disciplinarord⸗ 
nung gegenüber vorhanden, ob letztere wirklich mit dem Vereinsgeſetz 
im Widerſpruche fer. 


Wir wollen zunächſt das Recht des Sengtes ins Auge faſſen, 
Studenten die Betheiſtgung an Vereinen von Nichtſtudirenden zu 


unterſagen. Daß dieſes unberührt geblieben iſt bezüglich jener Vereine, 
welche dem neuen Vereinsgeſetze nicht unterworfen ſind, alſo den auf 


Gewinn berechneten Geſellſchaften, geiſtlichen Orden, Congregationen 


u. ſ. w. gegenüber, duldet keinen Zweifel. Aber auch abgeſehen hievon 


entſcheidet der eitirte Miniſterialerlaß vom 10. Juli dieſe Frage ganz 


richtig; denn das Unterſagungsrecht des Senates berührt die Rechts⸗ 


ſphäre der auf Grund des Vereinsgeſetzes gebildeten Vereine gar nicht, 
der trotz des Verbotes bewerkſtelligte Eintritt von Studenten in die 
bezüglichen Vereine bleibt vollſtändig rechtswirkſam, ſo wie andererſeits 
die deßhalb verhängte Disciplinarſtrafe. 

Wie verhält es ſich nun mit dem im § 11 ausgeſprochenen 
Verbot der Studentenverbindungen? Die Bildung von akademiſchen 
Vereinen jeglicher Art fällt unſtreitig unter die Herrſchaft des allge⸗ 
meinen Vereinsgeſetzes, weil dieſes ſich die Grenzen ſeiner Wirkſam⸗ 


keit in § 2 und 3 felbft zieht und unter die hier verzeichneten Aus⸗ 


nahmen die akademiſchen Vereine nicht einreiht. Für die Studenten⸗ 


verbindungen kann eine Ausnahme um ſo weniger gemacht werden, 


da die Disciplinarordnung, indem fie die Execution des Verbotes den 
allgemeinen bürgerlichen Behörden zuweist, als das Motiv desſelben 
ein nicht⸗akademiſches Intereſſe bezeichnet; es muß ſich daher in dem 
Vereinsgeſetze ſelbſt die Aufrechthaltung oder Beſeitigung des Verbots 
der Studentenverbindungen finden laſſen. 

Das Vereinsgeſetz nun zählt allerdings keine von vornherein 
verbotenen Vereine auf, allein es kennt einen §S 6, aus dem im Zu⸗ 
ſammenhalt mit § 1 ſich deutlich ergibt, daß Vereine nur inſoferne 
geftattet find, als ihr Zweck und ihre Einrichtungen weder „geſetz⸗ 
oder rechtswidrig noch ſtaatsgefährlich“ find. Darüber kann 
ja kein Zweifel beſtehen, daß der Satz des Vereinsgeſetzes: „Die 
Landesſtelle kann die Bildung eines Vereines unterſagen, welcher ge⸗ 
ſetzwidrig u. ſ. w. iſt“, nichts anderes enthält, als die Bezeichnung der 
Behörde, welche das Unterſagungsrecht befigt. Von dieſem Unterſagungs⸗ 
rechte muß die Behörde in dem gegebenen Falle Gebrauch machen und 
daraus folgt, daß Vereine, welche in älteren Geſetzen oder Verord⸗ 
nungen verboten wurden, trotz der allgemeinen derogatoriſchen Formel 
nach wie vor verboten ſein können, weil ſie geſetz⸗ oder rechtswidrig 


genannt werden müſſen. 


Manche derlei Verbote, z B. jenes der Lichtfreunde u. ſ. w. 
mögen durch andere Geſetze, z. B. die Staatsgrundgeſetze, aufgehoben 
ſein, an dem Beſtande der Disciplinarordnung hat das Vereinsgeſetz 
nicht rütteln wollen. Die Disciplinarordnung aber, obwohl nur pro⸗ 
viſoriſch geſchaffen, iſt mindeſtens eine zu Recht beſtehende Verordnung, 
vielleicht ſogar, weil hinter das Jahr 1861 zurückreichend, von einem 
Geſetze jener Zeit nicht unterſchieden; eine Vereinsbildung, welche von 
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der akademiſchen Disciplinargewalt unterſtehenden Perſonen unternom⸗ lizeilichen Beſtimmungen zur Handhabung der Staatsaufſicht auch die 


men würde, im Widerſpruch mit der Disciplinarordnung, müßte daher 
als geſetz⸗ oder rechtswidrig bezeichnet werden. 

Dem Miniſteria lerlaſſe vom 10. April 1868 fehlt demnach 
jeder innere Halt. Das Verbot der Studentenverbindungen iſt durch 
das Vereinsgeſetz entweder aufgehoben oder nicht. Iſt das Erſtere der 
Fall, dann liegt, wenn den Behörden die Conſtituirungsanzeige nicht 
erſtattet wird, eine Ueberſchreitung des § 36 des Vereins⸗ oder der 
Beſtimmungen des Strafgeſetzes vor; von einem Eingreifen der Be⸗ 
hörden in anderer Weiſe, neben oder mit Ausſchluß der Anwendung 
der hier normirten Strafſanction kann keine Rede ſein, auch von einem 
Eingreifen der akademiſchen Behörden nicht, weil das Verbot der 
Studentenverbindungen, obwohl äußerlich in die Disciplinarordnung 
aufgenommen, urſprünglich kein disciplinaͤres geweſen und mit dem 
Wegfall der angedrohten polizeilichen Execution kein disciplinäres ge⸗ 
worden iſt. Iſt das Letztere der Fall, dann ergibt ſich die Haltloſig⸗ 
keit der Vorſchriften des Miniſterialerlaſſes von ſelbſt. 

Es bleibt nun noch der $ 6 der Diseiplinarordnung, welcher 
den Studirenden der einzelnen Facultäten und Univerſitäten Corpora⸗ 
tionsrechte u. ſ. w. abfpricht, als möglicher Weiſe ſtreitiger Punkt. 
Es könnte die Frage aufgeworfen werden, ob die betreffenden Stu⸗ 
dentengruppen nicht auf dem Wege der Vereinsbildung jene „regel⸗ 
mäßigen Verſammlungen, bleibenden Geſchäftsführer oder ſtändigen 
Repräſentanten“ erhalten könnten, welche die Disciplinarordnung ihnen 
verwehrt und ob nicht gerade darin jene „Ausübung nur einer Cor⸗ 
poration zuſtehender Functionen“ beſtände, welche die Disciplinarord⸗ 
nung verpönt. 

Gewiß hätten die Studirenden der Facultäten und Univerſitäten 


als ſolche durch die Bildung von Geſammtvereinen der bezeichneten 


Art Corporationsrechte nicht erlangt, aber dies allein zu verhindern, 
iſt nicht der Zweck der in Frage ſtehenden Beſtimmung, ſondern eben 
ſo ſehr oder noch mehr die auf einem andern Wege bewirkte Ausübung 
von Befugniſſen, welche ſcheinbar den betreffenden Studentengruppen 
einen corporativen Charakter verleihen könnten. 

Wean nun ein Verein ſämmtliche Studirende einer Facultät 
oder Univerſität umfaßte oder auch nur einen Theil derſelben, aber 
mit der Abficht, eine Geſammtvertretung derſelben zu bilden oder ſich 
zu einer ſolchen zu entwickeln, dann wäre nach unſerer Anſicht der 
Conflict mit der fraglichen Beſtimmung der Disciplinarordnung vor⸗ 
handen, denn dieſe iſt eben durchaus polizeilicher Natur Daß die zur 
Wahrung der letzteren Berufenen in dieſem Falle von ihrer Discipli⸗ 
nargewalt gegen alle Betheiligten vollen Gebrauch machen könnten, 
ſteht außer Frage, damit hat das Vereinsrecht nichts zu ſchaffen; nach 
den oben gemachten Ausführungen über das Verhältniß von Discipli⸗ 
narordnung und Vereinsgeſetz müſſen wir aber auch annehmen, daß 
eine ſolche Vereinsbildung überhaupt unmöglich wäre 

Wir wenden uns nun zu der Erörterung des Verhältniſſes 
zwiſchen der Disciplinarordnung und dem Geſetze über das Verſamm⸗ 
lungsrecht. Letzteres enthält keine, dem § 38 des Vereinsgeſetzes analoge 
allgemeine derogatoriſche Anordnung und daraus folgert der Miniſte⸗ 
rialerlaß, daß das akademiſche Verſammlungsrecht ungeaͤndert geblieben. 
Dieſe Begründung iſt mindeſtens ſehr bedenklich. Ob es zum Schluſſe 
des Geſetzes über das Verſammlungsrecht heißt, alle entgegenſtehenden 
Verordnungen ſeien aufgehoben oder nicht, das ändert doch an der 
Tragweite des Geſetzes nicht das Geringſte. Wenn die derogatoriſche 
Formel weiter wirken ſoll, als aus dem übrigen Inhalt des Geſetzes 
ſelbſt hervorgeht, dann müßte fie gerade die aufzuhebenden Beſtimmungen 
ſpeciell bezeichnen, dann dürfte fie nicht allgemein lauten. Aus dem 
Inhalt, der Faſſung des Geſetzes über das Verſammlungsrecht werden 
wir es entnehmen müſſen, ob ihm eine geringere Kraft innewohnt, 
als dem Vereins geſetze. 

Der Aufbau beider Geſetze iſt äußerlich ſehr ähnlich. § 1 be⸗ 
ſagt in beiden, daß Vereine und Verſammlungen nach Maßgabe dieſes 
Geſetzes geſtattet ſeien, wie dort § 2 und 3, fo ſtellen hier $ 4 und 
5 die Ausnahmen von dieſer Regel feſt. Es erſchiene ſomit als eine 
übereinſtimmende Folgerung, ohne Erforderniß irgend einer derogato⸗ 
riſchen Formel, daß beide Geſetze ſich die Grenzen ihrer Wirkſamkeit 
ſelbſt ziehen, daß alle Vereine und Verſammlungen dieſen Geſetzen 
unterworfen ſeien, welche nicht vom denſelben dieſer Herrſchaft ent⸗ 
zogen wurden. Allein innerlich beſteht doch ein gewaltiger Unterſchied 
zwiſchen dem Geſetze über das Vereins⸗ und jenem über das Ver⸗ 
ſammlungsrecht. Denn während das erſte neben einer Reihe von po⸗ 


Bedingungen zum Erwerb von Rechten, nämlich der juriſtiſchen Per⸗ 
ſönlichkeit enthält, iſt das zweite rein negativer Natur, enthält nichts 
als die Beſchränkung der Individuen in der Abhaltung von Ver⸗ 
ſammlungen 0 

„„Während daher die dem Vereinsgeſetze entzogenen Vereine aus⸗ 
drücklich der Herrſchaft beſonderer Geſetze zugewieſen werden, wird bei 
den privilegirten Verſammlungen einfach beſtimmt, daß dieſelben den 
Beſchränkungen des Geſetzes über das Verſammlungsrecht entrückt 
fein ſollen. 

Hiemit iſt geſagt, daß gewiſſe Verſammlungen, z. B. Wähler⸗ 
verſammlungen u. ä. ohne die im Geſetze vom 15. November 1867 
ausgeſprochenen Cautelen zu Stande kommen können, es iſt aber nicht 
verneint, daß andere Verſammlungen verſchiedenen oder größeren Be⸗ 
chränkungen unterworfen bleiben. 

Aus dieſem Grunde glauben wir, daß die Beſtimmungen über 
das akademiſche Verſammlungsrecht noch immer in Kraft beſtehen, 
weil ſie in Bezug auf Ort, Zeit, Gegenſtand, Verhandlungsmodus 
der Verſammlungen u. ſ. w. über die Beſtimmungen des gemeinen 
Rechtes noch hinausgehen und bezüglich der Aufſicht, durch die akade⸗ 
miſche Behörde nur eine ſolche ſuppliren, welche auch nach dem Ver⸗ 
ſammlungsgeſetze nicht ausnahmslos, ſondern nur in der Regel eintritt. 

Wie dem aber auch ſei, hält mau an der Anſicht feſt, daß die 
bezüglichen Beſtimmungen der Disciplinarordnung noch gelten, dann iſt 
jede concurrirende Anwendung des gemeinen Rechtes ausgeſchloſſen, 
wie ſie die Praxis der Behörden für Studentenverſammlungen außer⸗ 
halb der Univerſitätsräume angenommen hat. f 

Behauptet man hingegen einen Einfluß des Geſetzes von 1867 
auf die Disciplinarordnung, dann iſt das ſpeetſiſch akademiſche Ber: 
ſammlungsrecht ganz hinfällig und den akademiſchen Behörden bleibt 
lediglich die Verfügung über das Local. Eine Geltung beider neben⸗ 
einander iſt abſolut undenkbar. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zur Frage unter welchen Vorausſetzungen die Heimatsgemeinde zur 

Zahlung von Medicamentenkoſten für einen in fremder Gemeinde 

lebenden Gemeindeangehörigen im politiſchen Wege verhalten 
werden kann. 


Im Laufe der Jahre 1868 und 1869 wurde die zur Ge⸗ 
meinde St. J zuſtändige Maria F. in der Gemeinde V. in einem 
Privathauſe ärztlich behandelt und beliefen ſich die Medicamenten⸗ 
rechnungen auf 8 fl 60 kr. und 12 fl. 70 kr. Dieſe Beträge wurden 
von der Gemeinde V. vorſchußweiſe beſtritten und deren Erſatz von 
der Heimatsgemeinde St. J. wiederholt, jedoch erfolglos in Anſpruch 
genommen. Die letztgenannte Gemeinde verweigerte den Erſatz, weil 
die Gemeinde V. es unterlaſſen habe, von der Erkrankung Mitthei⸗ 
lung zu machen, und weil die ärztliche Behandlung nicht über An⸗ 
weiſung der Gemeinde V. erfolgte. Habe dieſe Gemeinde von der 
Erkrankung der F. keine Kenntniß gehabt, fo müſſe derjenige die 
Koſten bezahlen, der ohne Anweiſung die Arzneien gegeben hat. 

Die Gemeinde V. gab zu, daß der Heimatgemeinde St. J. 
die Anzeige über die Erkrankung der F. nicht gemacht worden ſei; 
die Gemeinde V. aber treffe ein Verſchulden in dieſer Beziehung 
nicht, da fie erſt durch die ihr vorgelegten Medicamenteurechnungen 
von der Erkrankung und ärztlichen Behandlung der F. Kenntniß 
erhielt. Der behandelnde Arzt hielt die Kranke als nach V. zuſtändig. 
Eine Anweifung zur ärztlichen Behandlung ſei im § 28 des 
Heimatsgeſetzes nicht vorgeſchrieben. . 

Die Bezirkshauptmannſchaft entſchied, die Gemeinde St. J. ſei 
nicht ſchuldig, fragliche Medicamentenkoſten zu erſetzen, nachdem der 
Gemeinde V. die Erkrankung während der ganzen Behandlungsdauer 
unbekannt blieb, ſelbe alſo gar nicht in der Lage war, den Anord⸗ 
nungen der §§ 29 und 30 des Heimatsgeſetzes zu entſprechen; es ſich 
ſonach um ärztliche Behandlung und Medicamentenkoſten handelt, 
welche von dem Behandelten, nicht aber von deſſen Heimatsgemeinde 
zu beſtreiten ſind, rückſichtlich welcher alſo der Rechtsweg offen iſt. 


Gegen die Entſcheidung recurrirte die Gemeinde V. an die 
Landesregierung, welche ihrerſeits die Gemeinde St. J. zum Erſfatze 
verpflichtet erkannte und zwar aus folgenden Gründen: Die Gemeinde 
V. ſei im Grunde des § 1042 a. b. G. B. berechtigt, von der 
Heimatsgemeinde den Erſatz obiger Koſten anzuſprechen. Die unter⸗ 
laſſene Anzeige im Sinne des § 30 Heimatsgeſetzes, ſowie die Nicht⸗ 
befolgung der auf die Armen⸗Krankenbehandlung und Medicamenten⸗ 
anweiſung bezugnehmenden Specialvorſchriften könne den Verluſt 
obigen Rechtes nicht zur Folge haben. Auch ſei nicht erwieſen, daß 
der Gemeinde St. J. durch die unterlaſſene Anzeige irgend welcher 
Nachtheil zugegangen wäre. 

Das Miniſterium des Innern hat hingegen unterm 10. Auguſt 
1872, 3. 9476 die recurrirte Entſcheidung der Landesregierung 
behoben und aus den Gründen der Entſcheidung der erſten Inſtanz 
ausgeſprochen, daß die Gemeinde St. J. zum fraglichen Erſatze nicht 
verhalten werden kann. ch. 


Die Nachweiſung des Beſitzes eines nach § 5 des Jagdpatentes zur 

ſelbſtſtändigen Jagdausübung berechtigenden Grundcomplexes 

kann nicht von der Auszeichnung — Grundbuch abhängig gemacht 
werden. 


Eine Geſellſchaft von Jagdfreunden hatte ſeit mehreren Jahren 
von einigen Beſitzern im Gebiete der Gemeinde G. ein umfangreiches 
Jagdgebiet gepachtet. Zu dieſem Jagdgebiete gehörte bis zum Jahre 
1871 auch die ſogenannte Bacheralpe, beſtehend aus mehreren in der 
Gemeinde G. gelegenen Parcellen im Geſammtausmaße von 226 Joch 
Auf dieſem Grundcomplexe übten ſeit dem Jahre 1871 die fünf 
Beſitzer, denen die Bacheralpe als gemeinſames Eigenthum gehörte, 
die Jagd ſelbſtſtändig aus. Graf K. als Repräſentant der erwähnten 
Jagdgeſellſchaſt ſchritt am 7. November 1871 bei der Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft St. J. darum ein, es möge, da ein gemeinſchaftliches 
Eigenthum jener fünf Judividuen auf die Bacheralpe im Grund⸗ 
buche nicht ausgezeichnet erſcheine, die Bacheralpe in den Gemeinde⸗ 
jagdcomplex der Gemeinde G. einbezogen werden. Dabei berief ſich 
Graf K. auf einen Erlaß des Miniſteriums des Innern, Z. 8178, 
aus dem Jahre 1868, womit in normativer Weiſe entſchieden worden 
ſei, daß die Ausübung des Jagdrechtes auf eigenem Grund und 
Boden nur dann zuläſſig ſei, wenn der Complex im grundbücher⸗ 
lichen Beſitze einer phyſiſchen oder juriſtiſchen Perſon ſei. 

Die Bezirkshanptmannſchaft St. J. gab dieſem Einſchreiten 
keine Folge, weil jener Miniſterialerlaß niemals kundgemacht worden 
ſei, weil ferner im § 5 des Jagdpatentes vom Jahre 1849 es aus⸗ 
drücklich heiße, daß jedem Beſitzer eines zuſammenhängenden Grund⸗ 
complexes von wenigſtens 200 Joch die Jagdausübung geſtattet ſei 
und weil eine Ausnahme bezuglich eines gemeinſchaftlichen 
Beſitzes nirgends normirt erſcheine. 

Dem Recurſe gegen dieſe Entſcheidung gab die Landesregierung 
in Salzburg keine Folge. Zur Begründung dieſes Erkenntniſſes wurde 
bemerkt, daß hinſichtlich der fraglichen Grundfläche, da ein bücherlicher 
Beſitz derſelben dermalen noch gar nicht beſtehe, der factiſch beſte⸗ 
hende und durch den Forſtregulirungsvergleich vom 21. Auguſt 1852 
rechtlich begründete Beſitzſtand maßgebend ſei Dieſem gemäß liege 
aber hier eine Gemeinſchaft des Eigenthumes vor, wobei jeder Theil⸗ 
haber einen durch ſeine Gräſerzahl beſtimmten und begrenzten Anſpruch 
auf Subſtanz und Nutzung des gangen Objectes ohne jede phyſiſche 
Sonderung der einzelnen Antheile habe. Es müßten ſomit hier die 
Theilhaber zuſammen als eine juriſtiſche Perſon betrachtet werden, 
welche unter Vorhandenſein der übrigen gejeglihen Bedingungen zur 
ſelbſtſtändigen Ausübung des Jagdrechtes befugt erſcheine. 

In dem Miniſterialrecurſe wurde unter Anderem darzuthun 
geſucht, daß nach öſterreichiſchen Geſetzen nur derjenige Eigenthümer 
ſei, welcher grund bücherlich an das Eigenthum geſchrieben ſei. 

Das Ackerbauminiſterium gab mit Erlaß vom 12. October 
1872. Z. 9073, dieſem Recurſe der Jagdgeſellſchaft keine Folge, bei 
welcher Entſcheidung dasſelbe von folgender Anſchauung ausging: 
Der § 5 des Jagdpatentes vom 7. März 1849 verlangt zur ſelbſt⸗ 
ſtändizen Jagdausübung den Nachweis des Beſitzes von 200 Joch. 
In der Regel wird zur Führung dieſes Beweiſes die grund bücher⸗ 
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liche Auszeigung gefordert werden müſſen; allein § 5 ſchließt nicht 
aus, daß dort, wo durch einen amtlichen Act jemand in den Beſitz 
eines Objectes gelangt erſcheint, dieſer Beſitz dadurch für den vorlie⸗ 
genden Zweck als erwieſen betrachtet werde. Die Landesregierung 
nämlich beſtätigt, daß die fünf Beſitzer der Bacheralpe im Wege der 
Servitutenablöſung, ſonach durch einen amtlichen Act, in den Beſitz 
eines Complexes von 226 Joch gelangt ſind und denſelben zur un⸗ 
getheilten Hand benützen. In diefem Falle müſſen die fünf Beſitzer 
der Bacheralpe allerdings als eine juriſtiſche Perſon angeſehen und 
ſonach die Entſcheidungen der Unterbehörden als correct aufrecht er⸗ 
halten werden. Was insbeſonders die von den Recurrenten angerufene 
Miniſterialentſcheidung vom 23. Juni 1868, Z. 8178 anbelangt, fo 
paſſe dieſelbe auf den vorliegenden Fall nicht. Dieſe Entſcheidung hatte 
vielmehr folgenden Fall im Auge: Es handelte ſich um Grundſtücke, 
für welche im Grundbuche zwei getrennte Urbar-Nummern, 
jede auf einen anderen Namen lautend, vorkamen, wo aber factiſch 
eine gemeinſchaftliche Benützung ſeitens der dieſe Namen tragenden 
Perſonen ſtattfand und wo in dem amtlichen Beſitzſtands⸗Hauptbuche 
des Steueramtes dieſe Grundſtücke als ungetrennter gemein⸗ 
ſchaftlicher Beſitz eingetragen erſchienen und hienach auch die 
diesbezügliche Geſammtſteuerleiſtung erfolgte. Die Landesſtelle hatte 
hier entſchieden, daß die beſagten Grundſtücke zuſammengenommen als 
ein Jagdgebiet im Sinne des § 5 des Jagdpatentes zu behandeln 
ſeien. Das Miniſterium des Innern hatte hierauf im Recurswege 
unter dem 23. Juni 1868, Z. 8178, die Entſcheidung dahin gefällt, 
daß die Frage des Beſitzes — behufs Anwendung des § 5 des 
Jagdpatentes — aus dem Grund buche zu beantworten jet und 
daß bei dem Umſtande, als die fraglichen Grundſtücke zwei verſchie⸗ 
dene Grundbuchskörper bilden und von zwei verſchiedenen Perſonen 
beſeſſen werden, dann, daß keines derſelben für ſich allein ein Areale 
von 200 Joch bilde, dieſe beiden Grundſtücke als kein ſelbſtſtändiges 
Jagdrevier anerkannt werden können. Mit dieſer Miniſterialentſcheidung 
wurde jedoch, wie das Ackerbauminiſterium bei ſeinem oben ange⸗ 
führten Erkenntniſſe annahm, nur ausgeſprochen, daß da, wo eine 
grundbücherliche Einverleibung ſtattfand, die Art und Weiſe 
derſelben maßgebend ſein müſſe und das Beſitzſtands⸗Hauptbuch, 
welches hiemit nicht im Einklange ſtünde, nicht als entſcheidend be⸗ 
trachtet werden könne. R. C. 


Muſterſtatut für Gemeinde- und Bezirksſparcaſſen. 
Erlaß des Miniſters des Innern vom 17. Junk 1872, Z. 1081. 


Ich habe mich im Einvernehmen mit den betheiligten Miniſterien beſtimmt 
gefunden, das mit dem Erlaſſe des k. k. Miniſteriums des Innern vom 7. März 1855 
3. 3651 hinausgegebene Muſterſtatut für Gemeindeſparcaſſen mit Rückſicht auf die 
ſeither in Folge der geänderten maßgebenden Verhältniſſe bereits vielfach zugeſtandenen 
Abweichungen vom Sparcaſſeregulativ vom 2. September 1844 einer Reviſion unter⸗ 
ziehen zu laſſen, welche in der Ausdehnung vorgenommen worden iſt, daß das neue 
Formulare auch zur Benützung bei Verfaſſung von Statuten ſolcher Sparcaſſen brauch⸗ 
bar erſcheint, welche von Bezirken unter ihrer Haftung errichtet werden. 

Zugleich werden Euere .. mit Beziehung auf den Staatsminiſterialerlaß 
vom 6. November 1865, Z. 22.264 ermächtigt, die Errichtung ſolcher Gemeinde⸗ und 
Bezirksſparcaſſen, für welche die Statutenentwürfe ſich innerhalb des Regulativs vom 
2. September 1844 und des zuliegenden revidirten Muſterſtatuts bewegen, ſowie 
innerhalb dieſer Grenzen Statutenänderungen ſchon beſtehender Sparcaſſen dieſer zwei 
Kategorien im hierortigen Namen zu genehmigen. 


Statuten der Sparcaſſe 


Zweck der Sparcaſſe. 
| 9 1. Der Zweck der Sparcafle in iſt, Jedermann, beſonders aber den 
minder bemittelten Volksclaſſen, die Gelegenheit zu verſchaffen, daß ſie ihre Erſparniſſe 
ohne Schwierigkeit und Zeitverluſt als Capital fruchtbringend anlegen und bei jedes⸗ 
maligem Bedarſe wieder beheben können. tagt 2.4 


Art ihrer Einrichtung. 
Bei Gemeindeſparcaſſen: 

§ 2. Die Errichtung derſelben wird von der Gemeinde 
Haftung unternommen. 

§ 3. Die Gemeinde leiſtet in Folge Beſchluſſes des Gemeinde ⸗Aus⸗ 
ſchuſſes vom „welcher die Genehmigung der (Bezilksvertretung oder 
des Landesausſchuſſes) erhalten hat, die erforderliche be⸗ 
ſondere Garantie für die Einlagen und ihre ftatutenmäßige Verzinſung bis zur er⸗ 
wirkten Auflaffung derſelben (§ 7) durch und verpflichtet ſich zugleich, die 
Auslagen der erſten Einrichtung und der Regie aus dem Gemeindevermögen gegen 
ſeinerzeit zu erfolgenden Rückerſatz aus dem Verwaltungsgewinne zu beſtreiten. 


Bei Bezirksſparcaſſen. 


unker ihrer 


8 2. Die Sparcaſſe in wird von dem Bezirke .... errichtet, wel⸗ 
cher zur vollen Sicherheit der Intereſſenten mit Genehmigung des 2 47 
Landesausſchuſſes vom auch die Haftung für diefe Anſtalt im Allge⸗ 


meinen und insbeſondere für die Einlagen und ihre ſtatutenmäßige Verzinſung über⸗ 
nimmt. 

§ 3. Der Bezirk verpflichtet ſich zugleich, die Auslagen der erften 
Einrichtung und der Regie aus dem Bezirksvermögen gegen feinerzeit zu erfolgenden 
Rückerſatz aus dem Verwaltungsgewinne zu beſtreiten (und überdies die Sparcaſſe 
durch unentgeltliche Beiſtellung der für dieſe Anſtalt nothwendigen Localitäten und 
Arbeitskräfte fo lange zu unterſtützen, bis die Sparcaſſe ſelbſt aus ihrem Verwaltungs⸗ 
gewinne die Auslagen für das nöthige Locale und Perſonale beſtreiten kann). 


Sparcaſſefond und deſſen Verrechnung. 


$ 4. Der Fond der Sparcaſſe wird gebildet: 
a) Aus den Einlagen; 
b) aus dem Verwaltungsgewinne. 

§ 5. Die Verwahrung und Verrechnung des Sparcaſſenfondes geſchieht abge⸗ 
ſondert von dem Gemeinde- (Bezirks⸗) Vermögen und anderen Fonden. 

9 6. Der Verwaltungsgewinn beſteht aus dem Betrage, welcher nach Abzug 
der den Einlegern gebührenden Zinſen und Zinſeszinſen und der Koſten der Anſtalt an 
Intereſſen von den ſtatutariſchen Geſchäften (§ 25) und aus der ſonſtigen Verwaltung 

übrigt. 
1 Dieſer Verwaltungsgewinn bildet den Reſervefond der Anſtalt. 

(Von dieſem Gewinne, find 50 Percent zur weiteren Verzinſung [§ 11] jener 
Einlagen, welche den Betrag von 500 fl. nicht überſteigen, und die zur Zeit der Zus 
ſchreibung bereits mindeſtens ein volles Jahr beſtanden haben, in der Art zu verwen⸗ 
den, daß fie denſelben zu dem nächſten im § 13 beſtimmten Termine gutgeſchrieben 
werden. Die übrigen 50 Percent des Verwaltungsgewinnes bilden den Reſervefond.) 

§ 7. Der Reſervefond iſt zur Deckung etwaiger Verluſte des Sparcaſſefondes 
beſtimmt. Derſelbe bleibt zu anderen Zwecken fo lange unantaftbar, bis derſelbe die Höhe 
ö erreicht hat. Sobald dieſer Fall eingetreten iſt, kann auf Antrag des 
Ausſchuſſes der Sparcaſſe ein angemeſſener Theil des Ueberſchuſſes mit Genehmigung 
der politiſchen Landesſtelle zu gemeinnützigen und wohlthätigen Localzwecken der Ge⸗ 
meinde (Zwecken im Bezirke) verwendet werden, welche immer zunächſt den Intereſſen 
der unbemittelten Theilnehmer der Anſtalt entsprechen ſollen. 


Zuſatz bei Gemeindeſparcaſſen: 

Auch kann beim Vorhandenſein eines ſolchen Reſervefondes die politiſche Lan⸗ 
desſtelle der Gemeinde über deren Anſuchen die Auflaſſung der nach § 3 geleiſteten be. 
ſonderen Sicherſtellung bewilligen; die im § 2 ausgeſprochene allgemeine Haftung 
derſelben hat jedoch immer aufrecht zu bleiben. 

§ 8. Der von der Gemeinde (dem Bezirke) bei der Errichtung und Verwaltung 
der Sparcaffe aus dem Gemeinde (Bezirks-) Vermögen beſtrittene Aufwand wird dem 
letzteren aus dem Reſervefonde vergütet. 

Die Gemeinde (Der Bezirk) kann jedoch erſt dann dieſen Rückerſatz auſprechen, 
bis der Reſervefond die Höhe von .... .. .. erreicht hat. 

§ 9. Für den Fall der Auflöſung der Sparcaſſe fällt der Reſervefond, beziehungs⸗ 
welſe jener Betrag, welcher nach vollſtändiger Befriedigung aller Einleger und über⸗ 
haupt nach Deckung aller Verpflichtungen der Anſtalt erübrigt, der Gemeinde (dem Be⸗ 
zirke) zur Verwendung für wohlthätige und gemeinnützige Localzwecke (Zwecke im Be⸗ 
zirke) ($ 7) zu. 5 

Größe der Sparcaſſe⸗Einlagen. 

8 10. Jede Einläge, jedoch nicht unter 25 kr. öſterr. Währ. wird geſtattet, der 
Anſpruch auf Verzinſung kritt aber erſt dann ein, wenn die Einlage den Betrag von 
1 fl öſterr. Währ. erreicht hat. 

Der Geſammkbetrag, welcher mittelſt allmäliger Einlagen zur verzinslichen 


Anmerkung: Die in den einzelnen Paragraphen vorkommenden einge⸗ 
klammerten Stellen find zuläſſige Beiſätze oder Varkanten. 
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Anlegung für eine und dieſelbe Partei zuläſſig iſt, wird vom Ausſchuſſe feſtgeſetzt. 
Hierbei behält ſich jedoch die Sparcaſſe vor, Einlagen, welche das Guthaben erner 
Partei über dieſes Maximum ſtellen würden, zurückzuweiſen. 


Ihre Verzinſung. 

§ 11. Die Höhe der Verzinſung der Einlagen wird den Geld- und Zeitver⸗ 
hältniſſen entſprechend von dem Ausſchuſſe feſtgeſetzt. Inſoferne eine Aenderung im 
Ausmaße der Verzinſung die Rechte der Parteien ſchmälert, iſt dieſelbe mindeſtens 
einen Monat, bevor ſie in Wirkſamkeit tritt, mit dem Beiſatze öffentlich bekannt zu 
machen, daß es den Einlegern freiſtehe, ihre Einlagen binnen einer angemeſſenen, feſt⸗ 
zuſetzenden, vor dem Zeitpunkte, in welchem die Aenderung in Wirkſamkeit tritt, ab⸗ 
laufenden Friſt zurückzunehmen. 

Jedes Sparcaſſebüchel oder Einlagsblatt wird mit dem Percent, nach welchem 
die Einlage verzinst wird, anf der erſten Blattſeite bezeichnet. 

Der § 1480 a. b. G. B., wegen Verjährung rückſtändiger Zinſen binnen drei 
Jahren, findet auf die Intereſſen von Sparcaſſe⸗Einlagen keine Anwendung. In dem 
Falle jedoch, daß die nicht behobenen Zinſen bis auf den Betrag der von der Partei 
geleiſteten Geſammteinlage geſtiegen ſind, ohne daß ſich der betreffende Intereſſent bei 
der Sparcaſſe gemeldet hätte, bleibt die Anſtalt berechtigt, die weitere Verzinſung des 
Guthabens einzuſtellen. 

§ 12. Die Verzinſung der Einlagen iſt übrigens durch folgende Bedingungen 
beſchränkt: 

1. Das, was im Laufe eines jeden Monates eingelegt wird, wird erſt vom 
erſten Tage des kommenden Monates verzinſet und bei Zurücknahme des Einlags⸗ 
capitals werden die Zinſen hievon nicht bis zum Tage des Empfanges der Einlage, 
ſondern immer nur bis zum Ende des vorhergehenden Monates berechnet. 

(1. Die Sparcaſſe verzinſet die Einlagen von dem auf die gemachte Einlage 
nächſtfolgenden Werktage an, und leiſtet bei Rückzahlungen die Verzinſung bis zu dem 
Werktage, welcher dem Tage der Rückzahlung vorangeht. Der Monat wird zu dreißig 
Tagen gerechnet.) 

2. Von jenen Beträgen, welche durch fortgeſetzte Einlagen, oder durch Zinfenr 
zuſchlag [oder durch Zuſchreibungen vom Verwaltungsgewinne ($ 6)], nach dem ge“ 
mäß $ 13 ſtattfindenden halbjährigen Abſchluſſe anwachſen, wird nur die Anzahl der 
Gulden verzinſet, der etwaige Ueberſchuß von Neukreuzern bleibt ohne Verzinſung. 
Bei Berechnung der Zinſen werden die etwa ſich ergebenden Bruchtheile von Neu⸗ 
kreuzern nicht berückſichtigt. 

§ 13. Mit Ende Juni und Ende December jeden Jahres wird die Berechnung 
und Vorſchreibung der Zinfen für ſämmtliche Intereſſenten vorgenommen. 

Die fälligen und nicht erhobenen Zinſen werden vom 1. Suli, beziehungsweiſe 
vom 1 Jänner als neue Einlagen zum Capitale geſchlagen und wieder verzinfet. 

$ 14. Jedem Einleger ſteht es frei, fein eingelegtes Capital bis zum Betrage 
Pon eee e ohne Aufkündigung zurückzufordern. Beträge über. 
müſſen zur Behebung anfgekündigt werden. Die Aufkündigungsfriſten werden den je⸗ 
weiligen Geld- und Zeitverhältniſſen entſprechend vom Ausſchuſſe feſtgeſetzt und tritt 
die getroffene Beſtimmung, im Falle die Rechte der Einleger hiedurch geſchmälert 
werden, erſt Einen Monat nach der erfolgten Kundmachung in Wirkſamkeit. 

Der Sparcaſſe bleibt es jedoch vorbehalten, die aufgekündigten Beträge im 
Einvernehmen mit den Intereſſenten noch vor Ablauf der beſtimmten Kündigungefriſt 
entweder auf einmal oder in Theilbeträgen allmälig zurückzubezahlen. 

Mit Ablauf der Aufkündigungsfrift hört die ſtatutenmäßige Verzinſung des 
aufgekündigten Capitals auf. 

Dem Einleger ſteht es frei, die Aufkündigung zu widerrufen. Erfolgt dieſer 
Widerruf noch vor Ablauf der Verfallszeit, jo leidet die ſtatutenmäßige Verzinſung 
keine Unterbrechung; erfolgt derſelbe jedoch ſpäter, jo wird der fällig gewefene Betrag 
ſodann als eine neue Einlage angeſehen und nach den Beſtimmungen des $ 11 verzinfet. 

$ 15. Auch der Anſtalt ſteht das Recht zu, beſtehende Einlagen aufzukündigen, 
und zwar innerhalb derſelben Zeit, wie ſolche den Sparcaſſe⸗Intereſſenten ($ 14) obliegt 
(mit dem Unterſchiede, daß, wenn die Sparcaſſe kündigt, auch ſchon für die Einlage 
bis zum Betrage von. .. eine Kündigungefriſt vnn zu gelten 
hat). Die Anftalt ift berechtigt, die Aufkündigung der Einlagen (entweder) durch Zus 
ſtellung an die Einleger (oder durch die für die Kundmachungen der Anftalt beſtimmte 
Zeitung), (durch Anſchlag in den Localitäten der Anſtalt) (mit bloßer Angabe des 
Foltums und des Betrages der Einlage) zu veranlaſſen, und es findet gegen dieſen Weg 
und dieſe Form der Kündigung keine Einwendung ſtatt. 

Jede auf dieſe Art gekündigte Einlage hört nach Verlauf der Kündigungefriſt 
auf, verzinslich zu ſein und wird als ein Depoſitum behandelt, i 


Sparcaſſebuch. 
§ 16. Die Einlagen find auf einen beſtimmken, von dem Erleger anzugeben. 
den Namen zu machen. Ueber jede erſte Einlage erhält der Einleger um den von. der 
Dlrection zu beſtimmenden Preis ein Sparcaſſebuch, welches ſtempelfrei ift. Dieſes 
Buch wird unter einer fortlaufenden Nummer ausgeſtellt und enthält nebſt dem vom 
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Einleger angegebenen Namen und der Bezeichnung des Bandes und Blattes des In⸗ 
tereſſenten⸗Capitalienbuches alle Einlagen, Zinſenzuſchreibungen und Rückzahlungen 
mit Angabe des Tages und der Poſtnummer. . 

Jedem Sparcaſſebuche werden die Statuten der Anſtalt und eine gedruckte 
Tabelle, aus welcher zu erſehen iſt, welchen Betrag jede Einlage von dem zu verzinſen⸗ 
den mindeſten Betrage bis zur Summe von 100 fl. öſterr. Währ. in jedem der nad). 
folgenden 20 Jahre unter Zurechnung der Zinſen und Zinzeszinſen gewährt, beigeheftet. 
(Für eine kleine, anfangs unverzinsliche oder ſonſt unbedeutende Einlage wird über 
Verlangen der Partei zur Erſparung der Koſten für das Einlagsbüchel bloß ein ein⸗ 
faches, aber auch mit den obigen Signaturen verſehenes Blatt ausgefertigt; jede weitere 
Einlage, jeder Intereſſenzuwachs, ſowie jede Rückerhebung des Einlagscapitals oder 
der Intereſſen wird in das Einlagsblatt auch eingetragen.) 

§ 17. Für jede Einlage wird in dem für die Sparcaſſe⸗Intereſſenten beſtehenden 
Hauptbuche ein eigenes Folium eröffnet und daſelbſt die Einlage und die hievon ent 
fallenden Zinſen, ſowie die hierauf von der Anſtalt gefeifteten Zahlungen verrechnet. 

§ 18. Jede Einlage muß auf einem als Gegenſchein für die Caſſe geltenden, 
beſonderen Blatte, fowie jede Erhebung an Capital oder Intereſſen gleichfalls auf 
einem beſonderen Blatte von der Partei beſtätiget, bei Rückzahlung des ganzen Ein ⸗ 
lagscapitals und der Intereſſen aber das Einlagsbuch (oder Einlagsblatt) mit der Rück 
zahlungsbeſtätigung der Partei verſehen, an die Caſſe zurückgeſtellt werden. 

§ 19. Jeder, der zur Erhebung der Einlage oder der Intereſſen das Sparcaſſe⸗ 
buch (oder Einlagsblatt) producirt, gilt für den Eigenthümer oder für den berechtigten 
Bevollmächtigten desſelben, inſoferne nicht die in den 58 22 und 23 erwähnte Amorti⸗ 
ſirung, ein gerichtliches Verbot oder eine proviſoriſche Vormerkung im Sinne des § 21 
die Auszahlung hemmen, und inſoferne der in die Bücher eingetragene Eigenthümer 
nicht darin unter Beifügung ſeiner Unterſchrift den Vorbehalt ausgedrückt hat, daß die 
Einlage nur an ihn perſönlich oder an feinen Ceſſionär oder Bevollmächtigten geleiſtet 
werden ſoll, für welchen Vorbehalt in jedem Sparcaſſebuche (und Einlagsblatte) eine 
eigene Rubrik offen gehalten iſt. 

§ 20. Wenn Sparcaſſebücher (Einlagsblätter), die den Vorbehalt der Einleger 
enthalten, daß die Rückzahlung nur an ihre Perſon ftattzufinden habe, eedirt oder ver⸗ 
äußert werden, fo hat ſich der Präſentant ſolcher Sparcaſſebücher (und Einlagsblätter) 
welcher ſich um die Rückzahlung meldet, über feine Perſönlichkeit auszuweiſen. 

Die Ceſſion ſolcher Bücher (und Blätter), wie auch die Vollmacht zur Erhebung 
der Summen, worauf dieſelben lauten, oder des abgetretenen oder zu behebenden Theil. 
betrages derſelben, hat auf den Sparcaſſebüchern (und Einlagsblättern) ſelbſt mittelſt 
eigenhändiger Unterſchrift des urſprünglichen Erlegers und desjenigen, an welchen die 
Abtretung ſtattfindet, unter Mitfertigung zweier Zeugen zu geſchehen. 

Ebenſo iſt vorzugehen, wenn auf den Vorbehalt verzichtet wird. 

§ 21. Für den Fall des Verluſtes des Sparcaſſebuches (oder Einlagsblattes) 
ſteht es der betreffenden Partei frei, den Verluſt bei der Sparcaffeanftalt unter genauer 
Angabe des Foliums, des Namens und des Charakters anzumelden, woſelbſt die nöthige 
Vormerkung veranlaßt wird. Dieſe Vormerkung hat die Wirkung, daß die Sparcaſſe 
auf ein derlei Buch (oder Blatt) weder Capital noch Intereſſen an irgend Jemanden 
erfolgen darf, welcher nicht im Stande iſt, ſich über das Eigenthum desſelben gehörig 
auszuweiſen. Dieſe Vormerkung hat jedoch nur auf 14 Tage Giltigkeit, innerhalb 
welcher Friſt es der Partei überlaſſen bleibt, die nöthigen Sicherſtellungsmaßregeln im 
Wege der Sicherheits- oder Strafbehörde oder auch des competenten Civilgerichtes um 
ſo gewiſſer zu erwirken und ſich hierüber auszuweiſen, als ſonſt nach Ablauf des er⸗ 
wähnten Termines die von der Anſtalt gemachte Vormerkung gelöſcht werden würde. 

§ 22. Im Falle des Verluſtes von Sparcaſſebüchern (oder Einlagsblättern) 
findet das für Privaturkunden vorgeſchriebene Amortiſationsverfahren ſtatt; es iſt 
jedoch die Edictalfriſt zur Amortiſirung auf ſechs Monate feſtgeſetzt. 

§ 23. Zur Erwirkung der gerichtlichen Amortiſirung wird der Partei auf 
deren Anſuchen von der Anſtalt ein Auszug aus dem Intereſſenten⸗Capitalienbuche und 
wenn dieſelbe das in Rechtskraft erwachſene gerichtliche Amortiſakionserkenntniß bei⸗ 
bringt, ein Duplicat des in Verluſt gerathenen Sparcaſſebuches (oder Einlagsblattes) 
gegen Empfangſchein ausgefolgt, was in dem obbezeichneten Buche vorzumerken iſt. 


Verjährung der Sparcaſſe⸗Einlagen. 

§ 24. In Bezug auf die Verjährung von Sparcaſſe⸗Einlagen gelten die allge⸗ 
meinen geſetzlichen Beſtimmungen. 

Die Verjährungsfriſt, welche vom Zeitpunkte der letzten baren Einlage oder 
Rückzahlung oder der im Spareaſſebuche (Einlagsblatte) von Seite der Anſtalt erfolg⸗ 
ten letzten Zinſenzuſchreibung gerechnet wird, iſt auf 40 Jahre ſeſtgeſetzt. 

Verjährte Forderungen fallen dem Reſervefonde der Spareaſſe zu. 

Verwendung der Fonde. 
§ 25. Die Gemeinde⸗(Bezirks⸗) Sparcaſſe zu iſt berechtigt, die 


Einlagen und ihr eigenthümliches Vermögen in nachbezeichneter Weiſe zu verwenden, 
und zwar: 


Du EC ** 


1. Zu verzinslichen Darlehen auf Realhypotheken mit pupillariſcher Sicher: | 


heit gegen eine, jedem Theile zuſtehende halbjährige Aufkündigu g der ganzen Schuld, 
zugleich aber mit Feſtſetzung beſtimmter Rückzahlungsraten und unter der Bedingung, 
daß Gebäude, auf welche dargeliehen wird, bei einer Brandſchadenverſicherungsanſtalt 
verſichert find oder vorläufig verſichert werden; daß, wenn die Zinſen nicht längſtens 
binnen ſechs Wochen nach der Verfallszeit berichtigt find, das ganze Capital ſammt 
den ſchuldigen Zinſen ohne vorausgegangene Aufkündigung ſogleich zurückgefordert 
werden könne; und daß endlich die Schuldner alle mit der Aufkündigung, Ceſſton, 
Quittirung und Eintreibung verbundenen Koſten tragen und ſich dem ordentlichen 
Gerichtsſtande der Sparcaſſe unterwerfen. 


2. Zu Vorſchüſſen gegen Verpfändung von öſterreichiſchen Schuldverſchrei⸗ 
bungen und anderen, denſelben gleichgehaltenen Creditspapieren, insbeſondere von 
Grundentlaſtungsobligationen, dann von Aetien der k. k. priv. Nationalbank, von 
Effecten von Landes-, Bezirks⸗ oder Communalanlehen, welche innerhalb der im 
Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder mit der gefetzlich erforderlichen Be⸗ 
willigung ausgegeben worden ſind; von inländiſchen an der Wiener (Prager oder 
Trieſter) Börſe notirten Pfandbrieſen; von volleingezahlten Actien und Effecten von 
Prioritätsanlehen inländiſcher Induſtriennternehmungen, deren Erträgniß durch eine 
Staatsgarantie gewährleiſtet ift, jedoch höchſtens für den Zeitraum eines halben 
Jahres und nur bis zum Betrage von drei Viertel des börſemäßigen Werthes am 
Tage des Erlages; endlich zu Vorſchüſſen gegen Verpfändung von in Cours befind⸗ 
lichen Gold⸗ oder Silbermünzen auf denſelben Zeitraum bis zu vier Fünftel des 
Nomi nalwerthes derſelben. 

3. Zum Ankaufe der im vorſtehenden Abſatze 2 bezeichneten Werthpapiere. 

4. Zur Escomptirung von eigenen Sparcaſſebüchern; von Zinſencoupons und 
von verlosten Wertheffecten des Staates und jener inländiſchen Unternehmungen, 
deren Belehnung mit Vorſchüſſen der Sparcaſſe geftattet ift (Abſatz 2); endlich von 
Wechſeln, welche in nicht länger als drei Monaten verfallen und mit drei anerkannt 
ſicheren Unterſchriften verſehen ſind. 

5. Zu Darlehen an Gemeinden, Bezirke oder Länder, wenn dieſelben zur Auf⸗ 
nahme dieſer Darlehen und zur Abzahlung derſelben im Wege von Steuerzuſchlägen 
im eigenen Wirkungskreiſe berechtigt ſind oder die geſetzlich erforderliche Bewilligung 
erhalten haben; und mit Bewilligung der politiſchen Landesſtelle an öffentliche 
gemeinnützige, auf dem Grundſatze der Gegenseitigkeit beruhende Anſtalten, in beiden 
Fällen gegen ratenweiſe Rückzahlung und halbjährige anticipative Verzinſung, 

6. Zum Ankaufe von Realitäten, wenn derſelbe zur Sicherheit der Anftalt in 
dem Falle nothwendig wird, als ſolche Realſtäten, welche mit Sparcaſſedarlehen 
belaſtet find, in executiven Verkauf gezogen würben und zu befürchten iſt, daß ſelbe 
bei der dritten Feilbietung fo tief unter dem Schätzungswerthe verkauft werden, daß 
die Sparcaſſe durch den Kaufſchilling mit ihrer Forderung nicht vollſtändig 
gedeckt wäre. 

Zu jedem ſolchen Realitätenankaufe iſt die vorläufige Bewilligung der poli⸗ 
tiſchen Landesbehörde einzuholen und nur, wenn dies der Dringlichkeit wegen unthun⸗ 
lich wäre, dieſelbe nachträglich zu erwirken. Auch ſind ſolche Realitäten ſogleich wieder 
zu veräußern, ſobald dies ohne Nachtheil für die Anſtalt geſchehen kann. 

Außerdem dürfen mit vorher einzuholender Bewilligung der politiſchen Landes⸗ 
behörde, jedoch nur aus dem Reſervefonde, Realitäten zum eigenen Geſchäftsbetriebe 
der Anſtalt angekauft werden. 

Endlich, wenn durch die sub 1 bis 6 angegebenen Verwendungsarten die 
vorhandenen Geldmittel nicht erſchöpft werden: 

7. Zu verzinslichen Darleihen oder Vorſchüſſen an ſolche Vorſchuß⸗ oder 
Creditvereine, welche auf dem Principe der Wechſelſeitigkeit und Solidarhaftung oder 
Solidarbürgſchaft aller Mitglieder beruhen und bei welchen die Solidarhaftung oder 
Solidarbürgſchaft der Vereinsmitglieder auch dritten, außerhalb des Vereines ſtehen⸗ 
den Perſonen (Gläubigern des Vereines) gegenüber Geltung hat. 


Begünſtigungen der Sparcaſſe. 


§ 26. Die Sparcaſſe ift berechtigt, die bei ihr verpfändeten Werthpapiere, falls 
das gewährte Darlehen zur Verfallszeit nicht zurückgezahlt werden ſollte, in Gemäß⸗ 
heit der Verordnungen vom 2. Februar 1852, R. G. Bl. Nr. 42 und vom 28. Octo⸗ 
ber 1865, R. G. Bl. Nr. 110 zu veräußern. Auch im Falle eines Concurſes bleibt 
der Sparcaſſe dieſes Recht unter Beobachtung der im § 164, Alinea 1 der Concurs⸗ 
ordnung vom 25. December 1868, R. G. Bl. Nr. 1 des Jahres 1869 enthaltenen 
Beſtimmungen vorbehalten. 

Die Sparcaſſe kann ſelbſt vor der Verfallszeit des Darlehens die ihr verpfän⸗ 
deten Werthpapiere ohne gerichtliche Dazwiſchenkunft börſenmäßig veräußern und 
aus dem Erlöſe das Darlehen ſofort bezahlen, wenn dieſe Werthpapiere auf Drei 
Viertel des zur Zeit der Darlehensbewilligung beſtandenen Courswerthes herabſinken 
und der Schuldner nicht binnen 24 Stunden nach geſchehener Aufforderung die 
Coursdifferenz ergänzen ſollte. Dem Entlehner ſteht es frei, die verpfändeten Werth⸗ 


zuziehen, doch findet kein Erſatz der im vorhinein bezahlten Darlehenszinſen ſtatt. 


Sicherheit der Aufbewahrung des Sparcaſſe⸗Vermögens. 

8 27. Sämmtliche Gelder, Werthpapiere und alle Geldurkunden find mit den 
für öffentliche Caſſen vorgeſchriebenen Sicherheltsmaßregeln gehörig zu verwahren 
insbeſondere aber das bare Geld und die Werthpaptere unter der Controlſperre eines 
Directionsmitgliedes zu halten und den Caſſebeamten jedesmal nur die zum currenten 
Bedarfe erforderliche Barſchaft anzuvertrauen. 


Feſtſetzung der Zeit zur Uebernahme von Sparcaſſe⸗Einlagen und 
der Geſchäftsführung überhaupt. 

§ 28. Die Direction hat die Tage und Stunden ſeſtzuſetzen und kundzumachen 
($ 45), während welcher Einlagen angenommen und rückbezahlt werden, fo wie auch 
die Zeit zu beſtimmen, während welcher die Parteien bei der Direction der Caſſe und 
der Buchhaltung ihre Geſchäfte abmachen können. 

Rechnungslegung. 

8 29. Die Anſtalt hat ihre Rechnung mit Ende Juni jeden Jahres halbjährig, 
mit Ende December jeden Jahres aber ganzjährig zu ſchlleßen. Der ganzjährige 
Rechnungsabſchluß ift der politiſchen Landesbehörde vorzulegen und auch öffentlich 
bekannt zu machen ($ 45). Derſelbe hat zu enthalten: 

a) Das Totalvermögen der Anſtalt mit dem Nachweiſe ſeiner Verwendung; 
b) die Geſammtzahl der Einleger und deren Guthaben an Capital und 

Intereſſen; 

e) die beſtrittenen Regieauslagen; 
d) das eigenthümliche Vermögen und den Reſervefond der Anſtalt; und endlich 
e) die Vergleichung aller dieſer Daten mit den Ergebniſſen des vorausgegangenen 
Jahres. 
Entſcheidung von Streitigkeiten. 

§ 30. Beſchwerden einzelner Einleger über ſtatutenwidrige Behandlung find 
bei der politiſchen Landesbehörde einzubringen, welche mit Offenhaltung des Recurſes 
an das k. k. Miniſterkum des Innern darüber zu entſcheiden und das Nöthige vor⸗ 
zukehren haben wird. In allen übrigen Fällen, wo die Sparcaſſe als Kläger oder Ge⸗ 
klagte auftritt, unterſteht ſie dem geſetzlichen Gerichtsſtande. 


Verwaltungs⸗Organismns. 


§ 31. Die Verwaltung der Sparcaſſe wird einem Ausſchuſſe und einer Direc⸗ 
tion übertragen. 

§ 32. Der Ausſchuß hat aus 
der Gemeinde⸗(Bezirks⸗) Vertretung in 
gewählt. 

(Die Wählbarkeit für die Gemeinde⸗(Bezirks⸗) Vertretung iſt kein Erforderniß 
für die Wählberkeit in den Ausſchuß der Sparcaſſe.) 

(Der jeweilige Gemeinde- (Bezirks⸗) Ausſchuß in. beſorgt zu⸗ 
gleich die Geſchäfte des Ausſchuſſes der Sparcaſſe in ). 

Die für die unmittelbare Verwaltung beſtimmten Organe als: Directoren, 
Rechtsconſulenten und Beamten der Sparcaſſe haben ſich jeder Theilnahme an der 
nußbringenden Verwendung der Sparcaſſegelder zu enthalten und dürfen niemals in 
das Verhältniß als Schuldner der Anſtalt trelen. 

8 33. Der Ausſchuß wählt aus feiner Mitte auf die Dauer voen Jahren 
die Direction, beſtehend aus ... . Directoren. 

(Unter den gewählten Directoren ſoll wo möglich ein Rechtsverſtändiger ſein.) 

[Der jedesmalige Bürgermeiſter von (Obmann der Bezirks⸗ 
vertretung in ) iſt ohne Wahl Mitglied des Ausſchuſſes und der Direc⸗ 
tion und in der in den $$ 32 und 33 beſtimmten Anzahl von Ausſchußmitgliedern, 
beziehungsweiſe Directoren ſchon (nicht) mitinbegriffen]. 

Die Austretenden können wieder gewählt werden. 

§ 34. Der Vorſitzende des Ausſchuſſes wird von dieſem und jener der Direc- 
tion von der letzteren aus ihrer Mitte auf .... Jahre gewählt. 

[Der jeweilige Bürgermeiſter von (Obmann der Bezirks⸗ 
vertretung in ) ift zugleich Vorſitzender des Sparcaſſeausſchuſſes. Der 
Vorſitzende der Direction wird von dieſer und aus ihrer Mitte auf.... Jahre 
gewählt]. 

§ 35. Die Direction wählt aus ihrer Mitte auf ihre eigene Dauer auch den 
zur Ueberwachung der Geſchäftsführung beſtimmten Kanzleivorſteher. 

‘ $ 36. Wenn der Kanzleivorſteher kein Rechsverſtändiger ift, fo hat der Aus⸗ 
ſchuß über Vorſchlag der Direction einen beſonderen Rechtsanwalt für die Anſtalt zu 
ernennen. 

§ 37. Vor Ablauf der Functionsdauer abgehende Mitglieder der Direction 
find von dem Ausſchuſſe, abgehende Mitglider des Ausſchuſſes von der Gemeinde, (Be⸗ 
zirks⸗) Vertretung zu ergänzen. 

$ 38. Die Wahlen der Ausſchuß⸗ und Directionsmitglieder geſchehen durch 
relative Stimmenmehrheit. 


Perſonen zu beſtehen und wird von 
auf die Dauer von ... Jahren 
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§ 39. Die Direction bejorgt die Leitung der Sparcaſſe mit Hilfe des angeſtell⸗ 
ten und beſoldeten Perſonals, ſorgt für die gehörige Verwendung der Einlagen, ins⸗ 
beſondere für die ordnungsmäßige Elocirung, dann für die ordentliche Verrechnung 
der Gelder und die Führung der laufenden Geſchäfte überhaupt mit Beachtung der 
Beſtimmungen der Statuten und der beſonderen Inſtruction. Ueberhaupt hat die 
Direction alle jene Geichäfte zu beſorgen, die nicht ausdrücklich dem Ausſchuſſe oder 
inſtructionsmäßig (§ 46) den Beamten obliegen. 

§ 40. Am Schluſſe eines jeden Jahres hat die Direction die Rechnung über 
die Gebarung der Sparcaſſe binnen .. .. Wochen mittelft Jahresberichtes dem Aus⸗ 
ſchuſſe vorzulegen. Der Ausſchuß läßt nach Scontrirung der Caſſe die Rechnung durch 
ein Cenſurcomité prüfen. 

§ 41. In den Wirkungskreis des Ausſchuſſes gehören insbeſondere folgende 
Geſchäfte: 

1. Die Feſtſetzung ſeiner eigenen Geſchäftsordnung. 

2. Die Berathung und Entſcheidung über die Erhöhung und Erniedrigung 
des Zinsfußes der Einlagen (§ 11), ferner über den Zinsfuß und über die Frage 
welche Verwendungsart der der Sparcaſſe anvertrauten Gelder (§ 25) platzzu⸗ 
greifen habe; die Beftimmung des Maximums der einzelnen Spareinlagen ($ 10) 
und der Aufkündigungsſriften ($ 14). 

3. Die Berathung und Entſcheidung über die Verwendung des Reſervefondes 
in den Fällen des § 7. 

4. Die Ernennung der Beamten und Diener über Vorſchlag der Direction, 
die Genehmigung der Inſtruction für dieſe und das angeſtellte Perſonale. 

5. Die Bewilligung außerordentlicher, das currente Erforderniß überſteigender 
Verwaltungsauslagen. 

6. Die Berathung und Entſcheidung über alle wichtigen Angelegenheiten, 
wozu nach $ 44 eine Ausſchußſitzung einzuberufen iſt. Endlich 
a 7. Die Aenderung der Statuten, unter Vorbehalt der ſtaatlichen Geneh⸗ 
migung. : 

$ 42. Die Haftung der Mitglieder des Ausſchuſſes und der Direction, ſowie 
der ſämmtlichen Angeſtellten, ift mit Rückſicht auf die Statuten, die Geſchäftsordnung 
und die ihnen etwa ertheilten beſonderen Inſtructionen nach den Vorſchriften des 
allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches zu beurtheilen. 1 

§ 43. Die Beſchlußſaſſung in den Ausſchuß⸗ und Directionsſitzungen geſchieht 
durch abſolute Stimmenmehrheit, bei gleichen Stimmen durch das Votum des Vor⸗ 
ſitzenden. 

Zur Giltigkeit der Beſchlußfaſſung in den Ausſchuß⸗ und Directionsſitzungen 
iſt die ordnungsmäßige Einladung ſämmtlicher Ausſchußmitglieder, beziehungsweiſe 
Directoren unter gleichzeitiger Mittheilung des Programms und die Anweſenheit von 
wenigſtens der Hälfte des Mitglieder des Ausſchuſſes, reſpective der Hälfte der Anzahl 
der Directoren nothwendig. 

Die Sitzungsprotokolle find von dem Vorſitzenden, einem Mitgliede des Aus⸗ 
ſchuſſes, beziehungsweiſe der Direction und dem Protokollführer zu fertigen. 

(Rückſichtlich der Beſchlußfähigkeit und Abſtimmung im Ausſchuſſe find die 
betreffenden Beſtimmungen der Gemeindeordnung vom (des Geſetzes über 
die Bezirksvertretung vom ) maßgebend. 

Die Beſchlußfaſſung in den Directionsſitzungen geſchieht durch abſolute 
Stimmenmehrheit. Bei gleichen Stimmen wird jene Meinung zum Beſchluſſe erhoben, 
welcher der Vorſitzende beigetreten iſt. Zur Beſchlußfähigkeit in den Directionsſitzun⸗ 
gen iſt die ordnungsmäßige Einladung ſämmtlicher Directoren unter gleichzeitiger 
Mittheilung des Programms und die Anweſenheit von wenigſtens der Hälfte der 
Anzahl der Directoren nothwendig). 

Die Directoren haben ſich bei allen ihre Perſon oder ihre Geſchaͤftsführung 
betreffenden Berathungen des Ausſchuſſes der Abſtimmung zu enthalten. 

$ 44. Der Ausſchuß verſammelt ſichᷣ .. „jedoch kann in 
außerordentlichen Fällen oder auch dann, wenn der landesfürftliche Commiſſär (§ 48) 
die Abhaltung einer Ansſchußſitzung für gut findet, über Einladung des Vorſitzenden 
des Ausſchuſſes eine Ausſchußſitzung unter Mittheilung eines die Berathungsgegen⸗ 
ſtände anzeigenden Programmes veranlaßt werden. 

§ 45. Die Sparcaſſe führt den Namen „Sparcaſſe m 2 

Die Ausfertigungen des Ausſchuſſes find von dem Vorſitzenden des Ausſchuſſes 
und einem Ausſchußmitgliede, jene der Direction von dem vorſitzenden Director und 
dem Kanzleivorſteher zu unterſchreiben. 

Die Vertretung der Sparcaſſe gegenüber den Behörden und dritten Perſonen 
obliegt dem Vorſitzenden der Direction. Derſelbe beſtätigt auch den Empfang aller 
amtlichen und gerichtlichen Zuſtellungen. 

Die öffentlichen Verlautbarungen der Anftalt erfolgen rechtswirkſam durch die 
(durch Anſchlag in den Localttäten der Anſtalt). 

§ 46. Zur Führung des Rechnungs- und Caſſeweſens iſt das nöthige Per⸗ 
ſonale zu beſtellen. Das Vorſchlagsrecht ſteht der Direction, die definitive Ernennung, 
ſowie die Entlaſſung und Penſionirung dem Ausſchuſſe zu. Proviſoriſche Verfügungen 


im Beamten» und Dienerftatud, wie z. B. die Suspenſion, find der Direction 
anheimgeſtellt. 

Die Beamten erhalten ihre Inſtructionen, welche von der Direction in Bor 
ſchlag zu bringen und vom Ausſchuſſe zu genehmigen find. 

Bei Beſetzung von Dienſtesſtellen find. die ſich bewerbenden und hiezu geeig- 
neten Milttärindividuen nach Maßgabe des Gefetzes vom 19. April 1872, R. G. Bl. 
Nr. 60 vor anderen Bewerbern zu berückſichtigen. 

$ 47. Die Functionen der Directions⸗ und Ausſchußmitglieder 
unentgeltlich. 


ſind 


Controle der Staatsverwaltung. 


§ 48. Der Sparcaſſe wird nach dem Gefetze ein eigener landesfürſtlicher 
Commiſſär beigegeben, der ſich von dem Gange der Geſchäfte, dem Stande der 
Caſſe und dem ganzen Betriebe der Anſtalt fortwährend in Kenntniß zu erhalten, 
über die genaue Beobachtung der Statuten zu wachen, bei wahrgenommenen Mängeln 
oder Unregelmäßigkeiten, die zur Herſtellung der Ordnung und zur Sicherheit der 
Anſtalt erforderlichen Vorkehrungen im gehörigen Wege zu veranlaffen, und erforder⸗ 
lichenfalls der Landesbehörde nach den ihm ertheilten Weiſungen über den Stand der 
Anſtalt und feine Amte handlungen zu berichten hat. 


Auflöſung der Sparcaſſe. 
§ 49. Der Beſchluß auf Auflöfung der Sparcaſſe unterliegt der Genehmigung 
der politiſchen Landesbehörde. 
Der Plan zur Durchführung der Auflöſung iſt zugleich dem Anſuchen um die 
letztere beizulegen. 


Verordnungen. 


Erlaß des Miniſters des Innern vom 15. November 1872, Z. 17.713, betreffend 

vereinfachte Amtshandlung in dem Falle, wenn Vorſchuß⸗ und Creditvereine mit 

dem Principe der Gegenſeitigkeit Statutenentwürfe unterbreiten, in denen Ge⸗ 

währung von Vorſchlſſen oder Crediten an Nichtmitglieder in Ausſicht genom⸗ 
men ſind. 


Ich finde mich im Intereſſe der Geſchäftsvereinfachung veranlaßt, Euer 
für jene Fälle, in welchen von Seite der Landesbehörden Statutenentwürfe für auf 
dem Grundſatze der Gegenſeitigkeit beruhende Vorſchuß⸗ und Creditvereine nur aus 
dem Grunde anher vorgelegt werden, weil in den Statuten die Gewährung von Vor⸗ 
ſchüſſen oder Crediten auch an Nichtmitglieder in Ausſicht genommen iſt, im vorhinein 
die Ermächtlgung zu ertheilen, ſolche Ausnahmsbeſtimmungen unter der Bedingung 
zu genehmigen, daß Vorſchüſſe und Credite an außerhalb des Vereines ſtehende Per⸗ 
ſonen nur dann gewährt werden dürfen, wenn verfügbare Gelder hiezu vorhanden 
ſind und keine diesbezüglichen Geſuche von Vereinsmitgliedern vorliegen. 

Bezüglich aller übrigen Beſtimmungen von Statuten der oberwähnten Kate⸗ 
gorie bleibt die Amtshandlung Euer ... nach wie vor, nach Maßgabe des Staats⸗ 
miniſterialerlaſſes vom 8. Auguſt 1866, 3. 13.970, im eigenen Wirkungskreiſe 
n berlaſſen. 


Erlaß des k. k. Miniſteriums des Innern vom 29. November 1872, Z. 18 572, 

an die Landesſtellen, betreffend die Erzielung eines gleichförmigen Vorganges 

behufs raſcher Verſtändigung der intereſſirten Behörden bei Ausbruch der 
Rinderpeſt. g 


Zur Verwirklichung eines von der internationalen Conferenz behufs der Er⸗ 
zielung eines gleichförmigen Vorganges gegen die Rinderpeſt geſtellten, die möglichſt 
raſche Verſtändigung der betheifigten Regierungen bezweckenden Antrages iſt es 
nothwendig: 

a. daß die politiſche Bezirksbehörde eines gegen das Ausland oder gegen die 
Länder der ungariſchen Krone grenzenden Bezirkes, wenn innerhalb deskelben die 
Rinderpeſt ausgebrochen iſt, die ihr obliegenden Verlautbarungen über den Ausbruch 
und das Erlöſchen der Rinderpeſt, ſowie über die Anordnung und Aufhebung der 
Verkehrsbeſchränkungen aus Anlaß der Rinderpeſt jedesmal ſofort, den Ausbruch der 
Rinderpeſt insbeſondere, nöthigenfalls telegraphiſch auch der politiſchen Behörde des 
angrenzenden Bezirkes des Nachbarlandes mittheile. 

b. daß die politiſche Bezirksbehörde, beziehungsweiſe die Seuchencommiſſion in 
dem Falle, als aus den Erhebungen die Wahrſcheinlichkeit oder gar ein ſicherer An⸗ 
haltspunkt hervorgeht, daß durch eine und dieſelbe Veranlaſſung oder von dem Seuchen⸗ 
hofe ſelbſt eine Verſchleppung des Anſteckungsſtoffes nach anderen Richtungen hin ſchon 
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ſtattgefunden hat, hievon die betreffenden Ortsvorſtände, beziehungsweiſe die betreffen⸗ 
den politiſchen Bezirksbehörden ohne Unterſchied des Verwaltungsgebietes (der öſter⸗ 
reichiſch⸗ungariſchen Monarchie oder des Auslandes) unverweilt in die Kenntniß ſetze; 

e. daß die politischen Landesbehörden die gegen die Einſchleppung, beziehungs⸗ 
weiſe Weiterverbreitung der Rinderpeſt getroffenen, in der amtlichen Landeszeitung zu 
verlautbarenden Verfügungen, woferne ihr Verwaltungsgebiet ein Grenzgebiet iſt, 
unter Einem auch der Regierung des angrenzenden Landes zur Kenntniß bringen. 

Soferne daher der eben bezeichnete Vorgang in dem Euer unters 
ſtehenden Verwaltungsgebiete nicht ohnehin ſchon in Anwendung ſein ſollte, wolle es 
gefällig fein, zur Beobachtung desſelben das Nöthige zu verfügen. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Präſidenten des Abgeordnetenhanſes des Reichs- 
delle Franz Ritter v. Hopfen das Commandeurkrenz des Leopoldordeus taxfrei 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem erſten Bürgermeifler-Stellvertreter in Salzburg 
Leopold Scheibl das Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majzeſtät haben dem Architekten Otto Thienemann das Ritterkreuz 
des dane e en verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Dr. Ludwig Teichmann in Krakau den Titel 
eines Regierungsrathes verliehen. 3 

Seine Majeſtät haben dem ordentlichen Profeſſor des römischen Rechtes an 
der Univerſität zu Wien, Regterungsrath Dr. Ludwig Ritter v. Arnd ts taxfrei den 
Titel und Charakter eines Hofrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben die Gerenten des k. und k. Honorar⸗Viceconſulates in 
Brindiſi und Barletta Theodor Draſin os und Peter Parlender zu unbeſoldeten 
Viceconſulu daſelbſt ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Honorarkanzler bei dem k. und k. Generalconſulate 
in Genua Peter Jurza, ferner dem Privatfecretär des k. und k. Conſuls in Mai⸗ 
land Eduard St. John Mildmay und ſchließlich dem Honorarkanzler beim k. und 
k. Conſulate in Malta Arthur Koh en den Titel eines Viceconſuls verliehen. 

Seine Majeſtät haben den mit Titel und Charakter eines Regierungsrathes 
bekleideten Polizeirath Joſeph Gariup, dann die Polizeiräthe Franz Cihlarz und 
Anton Weiß zu Regierungsräthen im Status der Wiener Polizeidirection ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat die Ingenieure im Min ſterium des Innern 
Ferdinand Gaube und Karl Beckmann zu Oberingenieuren, dann den oberöſterr. 
Banadjuncten Albert Beer, den galiziſchen Bauadjuncten Karl Reichers dorfer 
und die Bauadjuncten im Miniſterinm des Innern: Julius Romano Ritter v. 
Ringe und Franz Hoffmann zu Ingenieuren im Miniſterium des Innern 
ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den königl. ungar. Grubenbeamten in Verespatak 
Joſeph Hozuak zum Bergmeiſter bei der Hauptwerksverwaltung in Pribram ernannt. 

Der Fin anzminiſter hat die Wardein⸗ und Vorſtandsſtelle bei dem Trleſter 
Punzirungsamte dem Wardein⸗ und Vorſtande des Linzer Punzirungsamtes Joſeph 
Ullepitſch und die hiedurch erledigte Warbeinsftelle beim Linzer Punzlrungzamte 
dem dortigen Controlor Karl v. Hornberg verliehen. 


Erledigungen. 


Aſſiſtentenſtelle an der k. k. Bergakademie zu Leoben bei der Lehrkanzel der 
Bergbau-, Markſcheide⸗ und Aufbereitungskunde mit dem Jahresgehalte von 700 fl., 
Vorrückungsrecht und Quartiergeld von 10 Percent des Gehaltes, bis Ende December. 
(Amtsblatt Nr. 276.) 

Oberingenienrsſtelle im techniſchen Departement der k. k. Statthalterei in 
Böhmen zweiter Claſſe mit 1300 fl. Gehalt, eventuell eine Ingenieursſtelle mit 
1100 fl. oder 1000 fl. dann eine Bauadjunctenſtelle mit 800 fl. eventuell 700 fl. 
Gehalt; außerdem zwei proviſoriſche Bauadjunctenſtellen mit Jahresgehalt von 
je 700 fl. und zwei Bauprakticantenſtellen mit je 400 fl. Adjutum, bis 15. December. 
(Amtsblatt Nr. 277.) 5 

Rechnungsofficialsftelle erſter Claſſe bei der n. ö. Finanzlandesdirection mit 
1000 fl. oder 900 fl. Gehalt, eventuell zweiter und dritter Claſſe mit 800 fl. oder 
700 fl. und 600 fl. oder 500 fl., dann im Falle der Verwendung in Wien mit 250 fl., 
200 fl. oder 150 fl Quartiergeld, bis Ende December. (Amtsblatt Nr. 277.) 

Bergverwaltungs⸗Actuarsſtelle bei der Hauptwerksverwaltung in Pribram 
mit 600 fl. Gehalt und 60 fl. Quartiergeld, bis 5. Jänner 1873. (Amtsbl. Nr. 278.) 

Rechnungsofficialsſtelle dritter Claſſe beim Rechnungsdepartement der n. ö. 
Statthalterei mit 500 fl. Gehalt und 150 fl. Quartiergeld, bis 20. December. (Amts⸗ 
blatt Nr. 279.) 

Proviſoriſche Statthaltereiconcipiſtenſtelle bei den politiſchen Behörden in 
Mähren mit 800 fl. Gehalt jo wie mehrere Conceptsadjunctenſtellen mit 500 fl. und 
400 fl. jährlich, bis 27. Deckmber. (Amtsblatt Nr. 279.) 

Oberingenieursſtelle erſter Claſſe in Ober⸗Oeſterreich mit 1500 fl. Gehalt, 
eventuell eine zweiter Claſſe mit 1300 fl. Gehalt, im Vorrückungsfalle Baulnge⸗ 
nieursſtellen erſter und zweiter Claſſe mit 1100 fl. und 1000 fl. ö. W. Gehalt, bis 
24. December. (Amtsblatt Nr. 280.) 

Aſſiſtentenſtelle an der k. k. Forſtakademie Mariabrunn für Forſtbotanik und 
Forſtbetrieb mit 600 fl. Jahresgehalt, bis 20. December. (Amtsblatt Nr. 282.) 

Controlorsſtelle beim Punzirungsamte in Linz mit 800 fl. Gehalt, gegen 


Caution, bis Ende December. (Amtsblatt Nr. 282.) 


Druckerei der k. Wiener Zeitung. 
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